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Sehr geehrte Frau Präsidentin,
werte Kolleginnen und Kollegen,

wenn ich die verschiedenen Stellungnahmen zusammenfasse, dann bleibt vor allem ein Eindruck zurück:
Es wird isoliert über einzelne Maßnahmen gesprochen.
Über einen Zuschuss.
Über eine Reform.
Über eine konkrete Entscheidung.
Das ist legitim.
Aber oft geht dabei die entscheidende Frage verloren:
Vor welcher Herausforderung steht Ostbelgien eigentlich insgesamt?
Wer sorgt dafür, dass unser Gesundheits- und Sozialwesen auch im Jahr 2040 noch funktioniert?
Der Fachkräftemangel ist längst nicht mehr nur ein Thema der Wirtschaft.
Der Fachkräftemangel ist zu einer sozialen und gesundheitspolitischen Kernfrage geworden. Herr Balter für ein Mal darf ich Ihnen Recht geben. Aber was genau ist denn Ihr Vorschlag? Ich habe keinen einzigen konkreten Vorschlag Ihrerseits vernommen. Die gleiche Frage muss sich übrigens auch Herr Servaty gefallen lassen.

---

Kinderbetreuung beispielsweise ist Familienpolitik und zeitgleich Fachkräftepolitik.
Wenn wir wollen, dass Menschen arbeiten können, dann müssen wir dafür sorgen, dass sie Familie und Beruf vereinbaren können.
Deshalb ist Kinderbetreuung weit mehr als Betreuung.
Sie ist ein Standortfaktor und ein zentraler Hebel zur Fachkräftesicherung.
In den vergangenen Jahren haben wir die Kinderbetreuung grundlegend reformiert:
Wir haben den Beruf aufgewertet.
Wir haben die Strukturen gestärkt.
Wir haben die Zahl der Plätze deutlich erhöht. Frau Jadin sagte es!
Und wir haben inzwischen einen Deckungsgrad in der Kleinkindbetreuung erreicht, der weit über unsere Grenzen hinweg bemerkenswert ist und für Eltern eine spürbare Erleichterung darstellt.
Natürlich bleibt noch viel zu tun bis zur 100%igen Abdeckung des Bedarfs, Herr Balter. Unser Ziel ist noch nicht erreicht!
Aber die Kinderbetreuung in Ostbelgien ist heute besser aufgestellt als noch vor wenigen Jahren.
Darauf dürfen die vielfältigen Akteure der Kinderbetreuung, die Beschäftigten im Sektor, stolz sein.
Denn ohne sie wäre all das nicht möglich!

---

Herr Servaty, zur Betreuung und Begleitung von Menschen mit einer Beeinträchtigung besuche ich gerade alle Wohnressourcen in Ostbelgien, um mir ein eigenes Bild davon zu machen, was für tolle Arbeit dort jeden Tag geleistet wird. Wir sind außerdem dabei, das Konzept weiterzuentwickeln, nachdem die letzte Kampagne vor einigen Monaten keine zusätzlichen Wohnressourcen hervorgebracht hat. Herr Löfgen, wie Sie wissen, arbeiten wir auch intensiv am Ausbau der Wohnheime für Menschen mit einer Beeinträchtigung.

---

Reden wir über Prävention: Frau Colling hat zu Recht erneut darauf hingewiesen, wie wichtig Prävention ist.
Ich stimme Ihnen ausdrücklich zu, Frau Colling!
Wir dürfen familiäre Probleme nicht erst dann aufgreifen, wenn sie bereits eskaliert sind.
Aber Prävention beginnt nicht erst in der Jugendhilfe.
Prävention beginnt sehr viel früher, lange vor einer Krise.
In der Familie.
In der Kinderbetreuung.
In der Schule.
Im Sportverein.
Und bei den vielen Menschen, den Einrichtungen, den Fachkräften, den Ehrenamtlichen, die jeden Tag Verantwortung für andere übernehmen.
Deshalb investieren wir als Regierung in das gesamte Netz von Unterstützungsangeboten.

Und genau deshalb zeigt der Bericht des WSR zur Kinderprekarität auch nicht, dass Ostbelgien einen Kurswechsel braucht. Er zeigt vielmehr, dass wir den eingeschlagenen Weg konsequent weitergehen müssen. Denn Kinderprekarität entsteht nicht allein durch fehlendes Einkommen. Der Bericht zeigt, wie wichtig frühe Unterstützung, gute Bildungs- und Betreuungsangebote, Familienbegleitung und gesellschaftliche Teilhabe sind. 

Gleichzeitig müssen wir die Realität beim Namen nennen:
Der Fachkräftemangel ist auch in der Jugendhilfe eine Herausforderung. Das stimmt, Frau Colling!
Die Fälle werden komplexer, die Probleme multidimensionaler.
Die Anforderungen steigen.
Und genau deshalb haben wir die Mittel für die Jugendhilfe und den Jugendschutz seit 2020 um mehr als 50 Prozent erhöht, wie Ecolo uns richtig vorgerechnet hat.
Wir stärken ambulante Angebote.
Wir haben außerdem die Zusammenarbeit mit dem Uniklinikum Aachen im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie ausgebaut.
Wir schaffen zusätzliche Beratungsangebote, zum Beispiel im Bereich Autismus.
Wer sagt, die Jugendhilfe sei unterfinanziert, wird den Fakten nicht gerecht und sollte beispielsweise einen vergleichenden Blick zu unseren französischsprachigen Nachbarn wagen.
Ja, die Herausforderungen wachsen!
Aber unsere Investitionen wachsen ebenfalls.

---

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch ein Wort zu unseren Öffentlichen Sozialhilfezentren sagen. Viele Reformen werden - oftmals gleichzeitig - beschlossen: Arbeitslosengeldreform, Pensionsreform, Reform der Migrationspolitik! Ihre Auswirkungen zeigen sich zuerst in unseren Sozialhilfezentren. Deshalb habe ich großes Verständnis für die Sorgen, die die ÖSHZ in den vergangenen Monaten an mich persönlich herangetragen haben. Sie stehen tagtäglich an vorderster Front und tragen dazu bei, dass niemand durch das soziale Netz fällt. Umso wichtiger ist es, die ÖSHZ mit diesen Herausforderungen nicht allein zu lassen. Deshalb setzen wir auf einen engen Austausch mit den Zentren, auf zusätzliche Unterstützungsinstrumente und auf eine kontinuierliche Begleitung. Denn die ÖSHZ sind für viele Menschen das soziale Sicherheitsnetz vor Ort und leisten einen unverzichtbaren Beitrag zum sozialen Zusammenhalt in Ostbelgien.

---

Wenn wir über sozialen Zusammenhalt sprechen, dann müssen wir auch über Wohnen sprechen. Denn eine Region bleibt nur dann attraktiv für Familien, Fachkräfte und junge Menschen, wenn sie bezahlbaren Wohnraum bietet. Ich teile die Sorge vieler Menschen, die feststellen, dass Bauen, Kaufen oder auch Mieten deutlich teurer geworden sind als noch vor einigen Jahren. Wohnen ist ein Grundbedürfnis. Steigende Baukosten, höhere Zinsen und eine wachsende Nachfrage stellen viele Haushalte vor große Herausforderungen. Gerade deshalb beschränkt sich unsere Wohnungsbaupolitik nicht auf Absichtserklärungen. Gemeinsam mit der ÖWOB investieren wir 67 Millionen Euro in die Schaffung, die energetische Sanierung und die Modernisierung von bezahlbarem Wohnraum. Wir stärken außerdem die Sozialen Immobilienagenturen als wichtige Partner. 
Die Ausführungserlasse zum Dekret sind mit den Akteuren erarbeitet worden und in 1. Lesung durch die Regierung verabschiedet worden, Herr Servaty!
Sicher ist allerdings auch, dass wir die Wohnungsfrage nicht mit einem einzelnen Dekret lösen werden. Nur im direkten Zusammenspiel von Deutschsprachiger Gemeinschaft und Gemeinden, von öffentlichen und privaten Wohnungsbauakteuren werden wir das Wohnraumangebot in Ostbelgien langfristig bedarfsgerecht ausbauen können. Und genau das ist der Anspruch des Aktionsplans Wohnen 2040, Herr Balter!

---

Nun zur Gesundheits- und Klimapolitik:
Der vergangene Sommer hat uns gezeigt, dass der Klimawandel längst kein abstraktes Zukunftsszenario mehr ist, Frau Colling!
Hitze ist nicht nur eine Frage des Wohlbefindens, sondern des gesundheitlichen Risikos. Extreme Hitzeperioden führen nachweislich zu einer erhöhten Sterblichkeit.
Hitze trifft vor allem - wenn auch nicht nur - diejenigen, die sich am wenigsten schützen können:
Kleinkinder,
ältere Menschen,
pflegebedürftige Menschen,
Menschen mit einer Vorerkrankung und
chronisch Kranke.
Deshalb müssen wir unsere Einrichtungen besser auf solche Situationen vorbereiten. Frau Jadin ist bereits ausführlich darauf eingegangen.
Deshalb werden wir Investitionen in Hitzeschutzmaßnahmen fördern.
Und dort, wo es gesundheitlich notwendig ist, werden wir auch aktive Kühlung bezuschussen.

---

Lassen Sie mich auch ein Wort zu unseren Seniorinnen und Senioren sagen! Der Masterplan Eifel sieht erhebliche Mittel für den Ausbau des Wohn- und Pflegezentrums in St. Vith vor. In Kelmis sollen hingegen zusätzliche betreute Wohnungen entstehen.
Eine älter werdende Bevölkerung braucht aber nicht nur genügend Pflegeplätze, Herr Balter!
Deshalb haben wir die häusliche Hilfe finanziell aufgewertet, die Seniorendorfhäuser ausgebaut, die Alltagsbegleiter in den Wohn- und Pflegezentren eingeführt und planen wir die Einführung von kommunalen Seniorenbeauftragten. Denn Menschen möglichst lange ein selbstbestimmtes Leben im vertrauten Umfeld zu ermöglichen, daran arbeiten wir Schritt für Schritt in Sinne unserer älter werdenden Bevölkerung. 

---

Kommen wir zu unseren beiden Krankenhäusern. 
Kaum ein Thema wurde in den vergangenen Monaten emotionaler diskutiert als die Zukunft unserer beiden Krankenhäuser.
Und ich verstehe diese Sorgen. 
Zwei Krankenhäuser in Ostbelgien sind kein Luxus.
Es geht um weit mehr als um Gesundheit. Herr Teller hat es bereits gesagt.
Es geht um die Zukunft ländlicher Gebiete.
Es geht um Sicherheit, um Sprachbarrieren und um das Vertrauen der Patientinnen und Patienten.
Und es geht um die Gewissheit, im Ernstfall wohnortnah und auf Deutsch medizinisch versorgt zu werden.
Deshalb war unsere Position von Anfang an klar:
Ostbelgien braucht beide Krankenhausstandorte.
Der ursprüngliche Expertenvorschlag hätte genau das infrage gestellt.
Nach langen und schwierigen Verhandlungen gibt es heute erstmals einen politischen Vorschlag, der die besondere geografische und sprachliche Situation Ostbelgiens anerkennt. 
Das ist aber selbstverständlich noch nicht das Ende der Verhandlungen.
Immerhin ist es aber ein wichtiger Zwischenerfolg.

Glauben Sie mir: Ich werde auch weiterhin die Interessen der ostbelgischen Bevölkerung konsequent vertreten. Ich werde nicht nachlassen, dort Ausnahmen für die Normen und selbstverständlich auch für die Finanzierung einzufordern, wo sie aufgrund unserer geografischen und sprachlichen Besonderheiten notwendig sind, und dort Kooperationen durchzusetzen, wo sie medizinisch sinnvoll und für eine qualitativ hochwertige Patientenversorgung wichtig sind. Selbstverständlich beziehen wir dabei unsere Krankenhäuser eng ein.

Eins ist jedenfalls für mich nicht verhandelbar: Die Menschen in Ostbelgien haben Anspruch auf eine wohnortnahe und deutschsprachige Gesundheitsversorgung. Diese Verantwortung für unsere Bevölkerung tragen wir - hier in diesem Hause - alle gemeinsam. Deshalb rufe ich die Fraktionen erneut dazu auf: Nutzen auch Sie Ihre Kontakte nach Brüssel, Namur und Flandern und sensibilisieren Sie für unsere Belange! Unsere Krankenhäuser, die vielen Beschäftigten und die Patienten an unseren beiden Standorten brauchen unser aller Unterstützung! 

---

Lassen Sie mich zuletzt noch auf die Diskussion rund um die Familienleistungen und den Schulbonus eingehen.
Herr Klinkenberg hat der Regierung in der Presse vorgeworfen, Familien etwas versprochen zu haben, das nicht eingehalten worden sei. 
Diese Kritik ist schlichtweg falsch.
Und ich halte insbesondere den Vorwurf der bewussten Irreführung für unangemessen.
Wir haben versprochen, den gesamten Schulbonus in die Entlastung der Eltern zu investieren. Und genau das tun wir auch!
Wir betrachten Familienpolitik als Ganzes.
Eine Familie profitiert wenig - und vor allem wenig nachhaltig - von einem einmaligen Zuschuss pro Jahr.
Sie profitiert von niedrigen Schulkosten.
Von kostenloser Schülerbeförderung.
Von bezahlbarer Kinderbetreuung.
Von kostenlosen Laptops.
Von gezielten Kindergeldzuschlägen, die sich an den Bedarfen der Menschen orientieren.
Von kostengünstigen Schulmahlzeiten.
Von Ausbildungsförderungen und Studienbeihilfen.
Kurz gesagt:
Von einer Politik, die Familien dauerhaft entlastet.
Und genau daran halten wir weiterhin fest, weil wir sicher sind, dass dieser Weg der richtige ist!

---

Werte Kolleginnen und Kollegen,
Kinderbetreuung.
Jugendhilfe.
Pflege.
Integration.
Krankenhäuser.
Familienleistungen.
Auf den ersten Blick sind das unterschiedliche Politikfelder.
In Wahrheit geht es aber immer um dieselbe Frage:
Wie sichern wir den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Ostbelgien in einer Zeit des Fachkräftemangels, des demografischen Wandels und steigender Anforderungen?
Meine Antwort darauf ist klar:
Indem wir in Menschen investieren.
In Kinder und Familien.
In Pflege und Gesundheit.
In Prävention statt bloßes Krisenmanagement.
Ja, wir müssen finanzpolitische Prioritäten setzen.
Aber gerade deshalb investieren wir dort, wo es unserer Bevölkerung direkt zugute kommt.

Deshalb blicke ich mit Stolz auf unseren starken Sozial- und Gesundheitssektor und auf die vielen Fachkräfte in Ostbelgien, die jeden Tag großartige Arbeit leisten.
Denn die große Stärke Ostbelgiens ist am Ende die Nähe zu den Menschen und ihren tagtäglichen Bedarfen. Diese Stärke zu bewahren und für die Zukunft zu sichern, bleibt unser Auftrag und den nehmen wir sehr ernst!

Ihnen allen danke ich für Ihre Beiträge zu dieser Debatte und für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit!

